
StPO-1. Kapitel 12

Untersudiungsorgane und den Vollzug der 
Untersudiungshaft aus.

(2) Zum Schutze der Deutschen Demo­
kratischen Republik und der Bürger erhebt 
der Staatsanwalt Anklage gegen Personen, 
die hinreichend verdächtig sind, Straftaten 
begangen zu haben, oder übergibt beim 
Verdacht auf ein Vergehen unter den ge­
setzlichen Voraussetzungen die Sache der 
Konflikt- oder Schiedskommission zur 
Beratung und Entscheidung.

(3) Zur Wahrung der Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung und der richtigen Gesetzes­
anwendung legt der Staatsanwalt gegen 
das Gesetz verletzende Entscheidungen der 
Gerichte Rechtsmittel ein, beantragt die 
Kassation rechtskräftiger Entscheidungen 
oder die Wiederaufnahme eines durch 
rechtskräftige Entscheidung abgeschlos­
senen Verfahrens.

(4) Der Staatsanwalt überwacht die 
Gesetzlichkeit der Verwirklichung der 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit.

(5) Der Staatsanwalt veranlaßt zur Be­
seitigung der Ursachen und Bedingungen 
von Straftaten geeignete Maßnahmen. Ent­
sprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
legt er bei Gesetzesverletzungen Protest 
ein.

§14
Verbot doppelter Strafverfolgung

(1) Niemand darf wegen einer Hand­
lung, über die ein Gericht der Deutschen 
Demokratischen Republik rechtskräftig 
entschieden hat, erneut strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen werden.

(2) Die Vorschriften über die Kassation 
rechtskräftiger Entscheidungen und über 
die Wiederaufnahme eines durch rechts­
kräftige Entscheidung abgeschlossenen Ver­
fahrens eines Gerichts werden hierdurch 
nicht berührt.

(3) Hat ein gesellschaftliches Organ der 
Rechtspflege über eine Straftat entschie­
den, ist die Durchführung eines Strafver­
fahrens nur zulässig, wenn nachträglich 
Tatsachen vorgebracht oder bekannt wer­
den, aus denen sich ergibt, daß die Straf­
tat erheblich gesellschaftswidrig oder 
gesellschaftsgefährlich ist und der Staats­
anwalt innerhalb von sechs Monaten nach 
der Entscheidung des gesellschaftlichen 
Organs der Rechtspflege Anklage erhebt

Stellung des Beschuldigten 
und des Angeklagten

(1) Der Beschuldigte und der Ange­
klagte haben das Recht auf aktive Mit­
wirkung am gesamten Strafverfahren; zu 
Ihrer Verteidigung können sie die straf­
prozessualen Rechte selbst wahrnehmen 
und in jeder Lage des Verfahrens auch die 
Hilfe eines Verteidigers in Anspruch 
nehmen.

(2) Das Gericht, der Staatsanwalt und 
die Untersuchungsorganc sind verpflichtet, 
die Rechte des Beschuldigten und des An­
geklagten, insbesondere das Recht auf 
Verteidigung, zu gewährleisten. Sic haben 
den Beschuldigten und den Angeklagten 
über seine Rechte zu belehren.

(3) Kein Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik darf wegen Begehung 
einer Straftat einem anderen Staate aus­
geliefert werden.

(4) Beschuldigter Im Sinne dieses 
Gesetzes ist der Bürger, gegen den ein 
Ermittlungsverfahren eingeleitet worden 
ist; Angeklagter ist der Beschuldigte, 
gegen den die Eröffnung des gerichtlichen

Stellung des Verteidigers

(1) Der Verteidiger nimmt unabhängig 
von anderen Prozeßbeteiligten die Rechte 
des Beschuldigten oder des Angeklagten 
zu dessen Verteidigung wahr. Ihm obliegt 
es, den Beschuldigten und den Angeklag­
ten zu beraten. Er hat zur Aufklärung der 
Straftat alle entlastenden oder die Ver­
antwortlichkeit mindernden Umstände vor­
zutragen und dem Beschuldigten oder dem 
Angeklagten die erforderliche Unter­
stützung zur Wahrnehmung seiner Rechte 
zu gewähren.

(2) Der Verteidiger soll bei der Aus­
wertung von Strafverfahren, der Erzie­
hung des Verurteilten und der Eingliede­
rung entlassener Strafgefangener in das 
gesellschaftliche Leben mitwirken.

§17
Stellung des Geschädigten

(1) Jeder durch eine Straftat Geschä­
digte hat das Recht, die Strafverfolgung


